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Die Union bleibt ganz, wahrscheinlich auch die Bundesregierung. Die Geflüchteten, die es zukünftig
trotz EU-Grenzschutz und Lagern lebend übers Mittelmeer oder gar nach Deutschland schaffen,
sollen nicht „im Alleingang“ abgewiesen werden. Stattdessen werden sie in „Transitzentren“
festgehalten und zurückgeschickt. Offiziell sind sie somit nie eingereist und werden damit auch
nicht ausgewiesen. Seehofers „Abweisung“ heißt jetzt im Merkel-Deutsch „Zurückweisung auf
Grundlage einer fiktiven Nichteinreise“.

Abkommen zwischen CDU und CSU

„Wir richten dafür Transitzentren ein, aus denen die Asylbewerber direkt in die zuständigen Länder
zurückgewiesen werden (Zurückweisung auf Grundlage einer Fiktion der Nichteinreise). Dafür
wollen wir nicht unabgestimmt handeln, sondern mit den betroffenen Ländern
Verwaltungsabkommen abschließen oder das Benehmen herstellen.“ (Punkt 2 der Vereinbarung von
CDU und CSU)

So viel zur „europäischen Lösung“, die offenkundig darin besteht, Rassismus nicht „einseitig“ durch
die Errichtung nationaler Schlagbäume, sondern überall und per Verwaltungsabkommen
umzusetzen – mit minimaler Störung für Handel und Verkehr. Einreise wird zu Fiktion erklärt – mit
leider alles anderen als fiktiven rechtlichen Konsequenzen, also einer weiteren Entrechtung von
Geflüchteten, mit geschlossenen Lagern usw.

Für die Rettung der Fraktionsgemeinschaft und der Regierung gehen CDU und CSU eben über
Leichen. Das beweisen nicht nur Seehofer und andere Hardliner, die im Gleichklang mit der AfD von
„rechtlosen Zuständen“ an Bayerns Grenzen schwadronieren. Das tun längst auch Merkel und ihre
„humanistischen“ FreundInnen, die von Gipfel zu Gipfel noch drakonischere Maßnahmen gegen die
Geflüchteten beschließen und umsetzen. Rassismus stört Europas „humanitäre“ und
„demokratische“ Mitte nur, sobald er geschäfts- und Image schädigend daherkommt.

Der „Dreischritt“ zur weiteren Abschottung Europas umfasst den militarisierten „Genz“schutz
Frontex, die Errichtung von geschlossenen „Zentren“ in Nordafrika, die sich nicht nur
terminologisch mehr und mehr Konzentrationslagern annähern, und einen sog. „Marshallplan“ für
Afrika, der den europäischen, also vor allem deutschen Kapitalexport beflügeln soll.

Die SPD?

Die SPD hat wie immer, wenn es noch weiter nach rechts gehen soll, „Diskussionsbedarf“. Das
Einkicken ist vorprogrammiert und von CDU/CSU schon eingepreist. Noch ein, zwei
„Koalitionsgipfel“, vielleicht noch ein, zwei kosmetische Zugeständnisse – und die SPD macht
wahrscheinlich mit. Rassistischen Maßnahmen und einem ebensolchen Grenzregime kann und will
sich eine Partei, die seit 1914 fest auf der Seite des deutschen Imperialismus steht, nicht
verschließen. Ein Bruch der Koalition und etwaige Neuwahlen würden womöglich für die
Sozialdemokratie noch katastrophalere Folgen als für die Unionsparteien haben. Das will eine SPD-
Spitze, deren eigene Zukunft ohnedies untrennbar mit der Großen Koalition verbunden ist, nicht
riskieren. Schließlich können Nahles und Scholz „nicht allen helfen“.
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Umso mehr freut sich das Duo darüber, dass die Regierung nach den „Chaostagen“ endlich zur
Sachpolitik zurückkehren könne. Die CSU habe Deutschland, die EU und die Regierung an den
Abgrund getrieben – diesen Vorwurf will sich die SPD auf keinen Fall einhandeln. Während Seehofer
für seine Mischung aus Egomanie, Nationalismus und Rassismus, die er selbstgefällig
„Überzeugung“ nennt, ganz im Stile der populistischen Welle hoch pokerte, versucht sich die
Sozialdemokratie als Verteidigerin einer politischen Vernunft und Normalität zu inszenieren, die
doch ohne ihre Erbärmlichkeit nicht auskommen könne.

Seehofers „Masterplan“ und dem „Kompromiss“ von CDU und CSU setzt sie einen 5-Punkte-Plan
entgegen – die EU-Politik von gestern. Angesichts größerer politischer Instabilität und tiefgehender
Differenzen über die Europapolitik des Kapitals unter den verschiedenen bürgerlichen und
kleinbürgerlichen Parteien und Fraktionen fällt es der Sozialdemokratie schwer, Schritt zu halten.
Die SPD, wie immer willfährige Erfüllungsgehilfin des Kapitals, wartet lieber ab, ruft zur „Ordnung“
– eine eigene Politik entwickelt sie möglichst erst gar nicht.

Das trifft im Grunde auch auf die „linken“ Oppositionsparteien im Bundestag zu. Es ist daher kein
Wunder, dass die ultra-reaktionäre, rechtspopulistische AfD als einzige „radikale“ Opposition
erscheint. An dieser Stelle wollen wir uns aber weder mit der FDP aufhalten, die zwischen Union
und AfD oszilliert, noch mit den Grünen, die mehr und mehr zur Öko-CDU werden.

Und die Linkspartei?

Auch die Linkspartei bietet angesichts der Krise der Regierung ein erbärmliches Bild. Die
Stellungnahmen konzentrieren sich einerseits darauf, das Chaos, die Selbstinszenierung und den
Rechtsruck Seehofers sowie die inhumanen Beschlüsse von EU und Unionsparteien anzuprangern.
Andererseits wird der Regierung vorgeworfen, dass sie sich nicht um die „wirklichen Probleme“ wie
Armut, Renten, Mieten kümmere.

Hier erhebt sich doch unwillkürlich die Frage, ob Rassismus – staatlicher wie jener von Rechts-
PopulistInnen, Nazis und der „bürgerlichen“ Mitte – nicht zu den „wirklichen Problemen“ gehört!
Dass es sich dabei nicht nur um ein verbales „Versäumnis“ der Linkspartei handelt, belegen der
unverhüllte Sozialchauvinismus einer Sahra Wagenknecht oder eines Oskar Lafontaine ebenso wie
die Abschiebepolitik der von der Linkspartei mitregierten Länder. Die Sprachregelung von
Fraktions- wie Parteispitze verweist aber auch darauf. Dass Bartsch und Wagenknecht – selbst
VertreterInnen einer „regulierten“ Migration und GegnerInnen offener Grenzen – der Regierung vor
allem falsche Prioritäten vorwerfen, sollte daher nicht verwundern. Doch auch Kipping und
Riexinger, die wenigstens die Entlassung Seehofers forderten, kommt das Wort Rassismus nicht
über die Lippen, wenn sie die Politik von Merkel, Nahles oder anderer VertreterInnen der
bürgerlichen Mitte kritisieren. Schließlich will die Partei nicht nur die „Brücken“ zur SPD erhalten,
sondern auch die „vernünftigen“ Teile des Bürgertums im Kampf für den „Humanismus“ gewinnen.

Wie so oft sitzt der Reformismus dabei – ob gewollt oder ungewollt spielt keine große Rolle – der
Oberflächenerscheinung der bürgerlichen Demokratie auf. Der Konflikt zwischen Merkel und
Seehofer, zwischen CDU und CSU erscheint als einer zwischen Nationalismus und Rassismus auf
der einen Seite und wankenden „DemokratInnen“ auf der anderen. Letzteren müsste „die Linke“
beispringen, um Schlimmeres zu verhüten – und zwar durch eine Art Pakt für Humanität.

In Wirklichkeit gerät die Linkspartei damit noch mehr in das Schlepptau der „Mitte“. Deren eigener
Rassismus – ganz zu schweigen von ihren bürgerlichen Klasseninteressen und ihrer
imperialistischen Strategie – verschwindet aus dem Blickfeld. Die Bundesregierung wird nicht als
Regierung des Kapitals kritisiert, gegen die mit aller Entschiedenheit zu kämpfen wäre. Vielmehr
wird den politischen VertreterInnen der herrschenden Klasse vorgeworfen, sich zu wenig um die



Armen und Ausgebeuteten zu kümmern. Der Verrat der SPD an der ArbeiterInnenklasse wird nicht
benannt, vielmehr wird ihr vorgeworfen, sich nicht für eine „echte“ Reform des deutschen und
europäischen Kapitalismus – vorzugsweise durch einen „Politikwechsel“ Hand in Hand mit
Linkspartei und Grünen – einzubringen.

Die „Kritik“ der Linkspartei läuft letztlich darauf hinaus, dem Kapital die „einseitige“ oder gar
radikale Verfolgung seiner Interessen vorzuwerfen. Sie appelliert an die herrschende Klasse, ihre
eigenen Interessen zurückzustellen und sich mit aller Kraft den „Problemen der Menschen“
zuzuwenden.

Doch was sollen „die Menschen“, was sollen die Lohnabhängigen von den Zuwendungen einer
Regierung erwarten, die Millionen den Zugang zur EU, zum Arbeitsmarkt, zu Wohnungen, zu
StaatsbürgerInnenrechten verweigert, sie in und außerhalb der EU in Lagern „sammelt“ und
möglichst schnell zurückschickt? Die Frage zu stellen, heißt sie zu beantworten! Fragt sich nur, was
die Lohnabhängigen von den Spitzen „linker“ Parteien zu erwarten haben, die auf
Sozialpartnerschaft, Zusammenarbeit zwischen ArbeiterInnenorganisationen mit Kapital, Regierung
und Staat sowie „Mäßigung“ statt auf Klassenkampf setzen.


